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Schufa muss Auskunft über Scorewert erteilen 
Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit (HBDI) muss mit 
aufsichtlichen Mitteln gegenüber der Wirtschaftsauskunftei Schufa Holding AG ein-
schreiten, damit diese ihrer Auskunftspflicht gemäß der DSGVO nachkommt. Das hat 
das VG Wiesbaden entschieden. 
 
Die Klägerin beantragte im Jahr 2018 einen Kredit, der abgelehnt wurde. Zuvor hatte 
die Schufa der betreffenden Bank einen Bonitätsscore von rund 86 % zur Klägerin 
übermittelt und ihren Fall als „deutlich erhöhtes bis hohes Risiko“ eingestuft. Die Klä-
gerin begehrte daraufhin von der Schufa eine Erläuterung zum Zustandekommen des 
Scores und der Risikoeinschätzung. 
 
Obwohl die Klägerin mehrere Antwortschreiben von der Schufa erhielt, erhob sie Be-
schwerde bei dem HBDI, in der sie rügte, dass die ihr von der Schufa erteilte Auskunft 
unzureichend sei, weil das Zustandekommen des Scores weiterhin nicht nachvollzieh-
bar sei. Der HBDI lehnte ein aufsichtliches Einschreiten gegenüber der Schufa ab. 
Nach Auffassung des HBDI habe die Schufa die Fragen zur Berechnung des Score-
werts ausreichend und entsprechend ihrer gesetzlichen Verpflichtung beantwortet. 
 
Das VG Wiesbaden hat das Verfahren ausgesetzt und sich an den EuGH, insbeson-
dere wegen der Frage, ob eine „automatisierte Entscheidung im Einzelfall“ vorliege, 
gewandt. Da nach Ansicht des EuGH eine auf einer „automatisierten Verarbeitung“ 
beruhende Tätigkeit vorliegt, könne die Klägerin von der Schufa gemäß Art. 15 Abs. 1 
Buchst. h DSGVO „aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die 
Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung“ verlan-
gen. 
 
Das bedeutet, dass die Schufa die relevanten Informationen in präziser, transparenter, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form sowie in klarer und einfacher Sprache zur 
Verfügung stellen muss. Die Schufa sei zwar nicht zur Offenlegung ihres Algorithmus 
verpflichtet. Allerdings müsse sie das Verfahren und die Grundsätze, die sie konkret 
bei der Erstellung des Scorewerts verwendet habe, so beschreiben, dass man nach-
vollziehen könne, welche personenbezogenen Daten auf welche Art verwendet wor-
den seien. Abstrakte oder allgemein gehaltene Informationen genügten insofern nicht. 
Erforderlich sei eine individualisierte Darlegung der Verfahren und Grundsätze, die bei 
der Erstellung des Bonitätsprofils konkret angewandt worden seien. 
 
Nach Auffassung des VG genüge die von der Schufa der Klägerin erteilte Auskunft 
diesen Anforderungen nicht. Die Schufa habe ihre Auskunft daher nachzubessern. Der 
HBDI sei insoweit verpflichtet, gegenüber der Schufa einzuschreiten. Welches auf-
sichtsrechtliche Mittel der HBDI dabei anwende, stehe aber in seinem Ermessen. 
 
VG Wiesbaden, Urteil vom 19. Dezember 2025, 6 K 788/20.WI 
 
Quelle: PM des VG Wiesbaden vom 19. Dezember 2025 
 
  

https://verwaltungsgerichtsbarkeit.hessen.de/presse/schufa-muss-auskunft-ueber-scorewert-erteilen
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Meta muss Fake-Profile löschen 
Das OLG München hat Meta aufgefordert Fake-Profile zu löschen, die ohne Zustim-
mung des Betroffenen durch Verwendung des Namens des Betroffenen und/oder des-
sen Foto vorgeben, es handele sich um ein Profil des Betroffenen. Neben einem Ver-
stoß gegen Meta-Community-Richtlinien, verstoßen Fake-Profile auch gegen das Per-
sönlichkeits- bzw. Namensrecht und das Recht am eigenen Bild.  
 
Ein Anspruch auf Löschung besteht nach dem Digital Services Act, sofern der Be-
troffene das gegenüber Meta in geeignete Form beanstandet hat. Die Verpflichtung – 
ohne dass es insoweit einer nochmaligen vorherigen Beanstandung des Betroffenen 
bedürfte – bezieht sich dann aber auch auf künftige Fake-Accounts, die identisch oder 
zumindest kerngleich sind. 
 
Meta ist als mittelbarer Störer anzusehen. Obwohl der Betroffene sich im vorliegenden 
Fall konkret mit Beanstandungen über Rechtsverstöße an Meta gewandt hat, ist Meta 
seinen Prüfpflichten nicht nachgekommen.  
 
OLG München, Urteil vom 20. Januar 2026, 18 U 2360/25 Pre e 
 
 

Meta Konzern zu Schadensersatz und Unterlassung verurteilt 
Das OLG Dresden hat in vier Verfahren zu den sog. Business-Tools den Meta Konzern 
zur Zahlung von immateriellem Schadensersatz in Höhe von jeweils 1.500 € sowie zur 
Unterlassung der Weiterverarbeitung hiermit gewonnener personenbezogener Daten 
an Nutzer des sozialen Netzwerks "Instagram" verurteilt.  
 
Bei diesen "Business-Tools" handelt sich um Programmschnittstellen, die der Meta-
Konzern Unternehmen zur Installation auf deren Webseiten anbietet. Sie dienen dazu, 
personenbezogene Daten der Webseitennutzer zu sammeln, die die Unternehmen 
dann mit dem Meta-Konzern teilen. Das Gericht hat entschieden, dass hierzu die zu 
einer Datenverarbeitung erforderlichen Einwilligungserklärungen der Nutzer nicht vor-
gelegen haben und sich die Beklagte hierfür auch nicht auf einen weiteren der nach 
der Datenschutzgrundverordnung möglichen Rechtfertigungsgründe berufen könne. 
Durch eine solche Verarbeitung personenbezogener Daten entstehe ein Kontrollver-
lust, der bei betroffenen Nutzern ein Gefühl der umfassenden Überwachung hervorru-
fen könne. Dies rechtfertige es, einen immateriellen Schadensersatz auf der Grund-
lage von Art. 82 DSGVO auch dann zuzusprechen, wenn der einzelne Nutzer hier-
durch keine psychische Beeinträchtigung erlitten habe. Nicht erforderlich sei es hierfür, 
dass der Nutzer nachweist, Webseiten besucht zu haben, die seine personenbezoge-
nen Daten mit Hilfe dieser Business Tools an den Meta-Konzern weiterleiten.  
 
OLG Dresden, Urteil vom 3. Februar 2026, 4 U 196/25 
 
Quelle: PM des OLG Dresden vom 4. Februar 2026 
 

  

https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/1094746
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VERANSTALTUNGEN 
 
„Early Bird-Reihe: Fit für Ihren Online-Auftritt“ (Webinar) 
 
Referentinnen: Ass. iur. Heike Cloß, Ass. iur. Kim Pleines, IHK Saarland 
 

▪ Webseite und Datenschutz: Wie geht das? 
Dienstag, 17. März 2026, 8.30 - 9.30 Uhr 
Sie betreiben eine Webseite? Dann ist eine Datenschutzerklärung Pflicht. Jeder 
Besucher der Webseite erhält so Informationen darüber, welche personenbe-
zogenen Daten von ihm beim Besuch der Webseite erhoben und wie verarbeitet 
werden. Verstöße gegen diese Pflicht können zu wettbewerbsrechtlichen Ab-
mahnung oder Sanktionen durch die Datenschutzaufsichtsbehörde führen.  
 
Anmeldungen bis 16. März 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
hier. 
 

▪ Pflichtinformationen im Onlinehandel 
Dienstag, 21. April 2026, 8.30 - 9.30 Uhr 
Onlinehändler haben jede Menge rechtlicher Pflichten, insbesondere Informati-
onspflichten, zu erfüllen. Dabei verliert man schnell den Überblick. Angefangen 
von den Abwicklungsmodalitäten wie Bezahlung, Versand usw. bis hin zu Infor-
mationen über die vertriebenen Produkte: Es gibt viele rechtliche Fallstricke, die 
es zu vermeiden gilt. 
 
Anmeldungen bis 20. April 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
hier. 
 

  

mailto:verasntaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=993A0CE45B66EB46C1E922959E0D6ADF&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=19261
mailto:verasntaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=993A0CE45B66EB46C1E922959E0D6ADF&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=19260
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